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Haftet der Betriebserwerber auch für  
Leistungen aus betrieblicher Altersvorsorge?
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Betriebsrente: Lücke bei Betriebsübergang

Nach bisheriger Rechtsprechung des BAG trat der Erwerber 
eines insolventen Betriebes nur eingeschränkt für Verbindlich-
keiten des Veräußerers aus betrieblicher Altersversorgung ein, 
da die besonderen Verteilungsgrundsätze des Insolvenzrechts  
§ 613 a BGB vorgehen. Das BAG hatte aber mit Beschluss vom 
16.10.2018 – 3 AZR 139/17 –den EuGH um Klärung ersucht, 
ob eine solche Einschränkung mit Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 
2001/23EG (Betriebsübergangs-RL) zu vereinbaren ist. 

Der EuGH (Urt. v. 9.9.2020 – C-674/18, C-675/18, BeckRS 
2020, 22110) hat auf das Vorabentscheidungsersuchen des 
BAG entschieden, dass diese Haftungsverteilung mit dem Uni-

onsrecht vereinbar sei. Art. 3 IV RL 2001/23/EG, der nicht von 
Art. 5 RL 2001/23/EG verdrängt werde, sei nicht verletzt, so-
fern ein entsprechender Mindestschutz gewährt werde, Art. 8 
RL 2008/94/EG. Dieser Mindestschutz bestehe nach Ansicht des 
EuGH, da ein Anspruch gegen den PSV gewährleistet bleibe (NZI 
2021, 382).

In dem vom BAG vorgelegten Verfahren war der Kläger der 
Ansicht, dass im Rahmen der vom Betriebserwerber zu zah-
lenden Betriebsrente auch die Betriebszugehörigkeit vor der 
Insolvenz bei der Berechnung berücksichtigt werden muss. 

von Cornelia Mönning, Aachen

Fragen der Haftung der Betriebserwerber für Ansprüche der Arbeitnehmer aus Arbeitsverhält-
nissen sind immer eine zentrale Frage bei beabsichtigter übertragender Sanierung und wirken 
sich häufig auf den Kaufpreis aus. So auch die Frage, welche Ansprüche der Erwerber aus einer 
bestehenden betrieblichen Altersversorgung zu erfüllen hat.
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Rechtsanwältin Cornelia Mönning verfügt über mehr als 25-jährige  
Expertise auf den Gebieten des Arbeitsrechts und des Insolvenzarbeits-
rechts. Schwerpunkte ihrer Arbeit sind die Vorbereitung und Begleitung 
von Betriebsänderungen, Verhandlungen mit den Tarifvertragsparteien  
und natürlich auch die Vertretung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
im arbeitsgerichtlichen Instanzenzug.

Der Berechnung müsse sein Gehalt beim Stichtag vor dem 
Versorgungsfall abzüglich der durch den PSV gezahlten 
Altersrente zu Grunde gelegt werden (hier Steigerung ca. 
150,00 € monatlich).

 Das BAG entschied hiernach mit mehreren Urteilen vom 
26.01.2021 (u.a. 3 AZR 139/17 und 3 AZR 878/16), dass sich 
die Haftung des Erwerbers für Ansprüche der übergegangenen  
Arbeitnehmer auf Leistungen der betrieblichen Altersversor-
gung nach § 613a I BGB nur auf die Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit, die nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu-
rückgelegt worden sei, erstreckt. Der Erwerber haftet mithin 
nicht für solche Leistungen, die auf Zeiten bis zur Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens beruhten. 
Dies gilt auch dann, wenn der Pensions-Sicherungs-Verein (PSV) 
als gesetzlich bestimmter Träger der Insolvenzsicherung für die-
sen Teil der Betriebsrente nach dem BetrAVG nicht vollständig 
einzutreten hat. Der Arbeitnehmer kann eine hierdurch ggf. 
entstehende wertmäßige Differenz als aufschiebend bedingte 
Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle anmelden.
 Es gilt der sogenannte Festschreibeeffekt (§ 7 Abs. 2 S. 6 
BetrAVG, jetzt § 7 Abs.2 a Satz 4 BetrAVG nF „Veränderungen 
der Versorgungsregelung und der Bemessungsgrundlage, die 
nach dem Eintritt des Sicherungsfalles eintreten, sind nicht zu 
berücksichtigen.“). Das bedeutet, dass der PSV die zum Zeit-
punkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens nach der Versor-
gungsordnung maßgebliche monatliche Bruttovergütung des 
Arbeitnehmers zu Grunde legt und spätere Gehaltserhöhungen 
während der Betriebszugehörigkeiten beim Betriebserwerber 
vom PSV nicht beachtet werden.
 Der Festschreibeeffekt führt zu einer Haftungslücke: Sieht 
die Versorgungszusage vor, dass Bemessungsgrundlage für die 
Versorgungsleistung das Gehalt zu einem bestimmten Stichtag 
vor dem Eintritt des Versorgungsfalls (aber nach dem Insolvenz-
fall) ist, decken weder die PSV-Leistungen noch die beim Be-
triebserwerber bestehenden Anwartschaften die volle Leistung 
ab, die der Arbeitnehmer ohne Eintritt des Insolvenzfalls hätte 
erhalten können. Die Arbeitnehmer müssen in diesem Fall die 
Differenz zwischen dem Versorgungsanspruch, der sich aus der 
Versorgungsordnung ergibt, und der Summe aus den Leistungs-
pflichten von Betriebserwerber und PSV zur Insolvenztabelle an-
melden.
 Das führt dazu, dass die Arbeitnehmer im Ergebnis eine 
niedrigere Betriebsrente erhalten als in der ursprünglichen Be-
triebsrentenzusage vorgesehen. Dies ergibt sich daraus, dass sie 
sich im Rahmen des Anwartschaftswerts gegenüber dem Be-
triebserwerber einerseits nicht auf die gesamte tatsächliche Be-
triebszugehörigkeit (einschließlich der Zeit vor der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens) berufen können und andererseits aber der 
PSV die nach dem Betriebsübergang erfolgte Gehaltserhöhung 
unberücksichtigt lässt.
 Die Entscheidung des BAG aus Januar 2021 stellt aber klar, 
dass dieses Ergebnis mit Unionsrecht vereinbar ist.
Der Erwerber tritt zwar in alle Rechten und Pflichten der auf ihn 

übergehenden Arbeitsverhältnisse ein, er hat auch die zuguns-
ten der Arbeitnehmer bestehende betrieblichen Altersversor-
gung fortzuführen, unabhängig davon, ob diese verfallbar oder 
unverfallbar sind. Im Versorgungsfall haftet der Erwerber aber 
nur für den Teil der betrieblichen Altersversorgung, der in der 
Zeit nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erdient wurde. 
Für die Berechnung des Umfangs der Haftung des Erwerbers ist 
im ersten Schritt bei Eintritt des Versorgungsfalls der Umfang 
der Betriebsrente nach den dann maßgebenden Bestimmun-
gen der Versorgungsordnung zu ermitteln. Im zweiten Schritt 
ist dieser Umfang zeitanteilig aufzuteilen auf die im Rahmen 
des Arbeitsverhältnisses vor und nach Eröffnung der Insolven-
zeröffnung erbrachte Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers, 
wobei immer auf die tatsächliche Betriebszugehörigkeit abzu-
stellen ist (BAG, 3 AZR 139/17, Rn. 91f.).
 Die Befürchtung, dass das BAG die Haftung des Erwerbers 
auch auf die Versorgungsansprüche erweitert, die nicht über 
den PSV abgesichert sind, haben sich damit nicht bestätigt 
und die ohnehin immer schwieriger werdenden übertragenden  
Sanierungen werden damit nicht noch mehr erschwert. Arbeit-
nehmer insolventer Betriebe mit Ansprüchen aus betrieblicher 
Altersversorgung müssen aber trotz Fortbestand ihres Arbeits-
verhältnisses beim Erwerber  kurzfristig prüfen, ob eine wert-
mäßige Differenz als aufschiebend bedingte Forderung beim 
Insolvenzverwalter anzumelden ist, mit der Folge für den Insol-
venzverwalter, dass der auf die aufschiebend bedingte Forde-
rungen entfallende Anteil bei einer Abschlagsverteilung zurück-
behalten werden muss ( § 191 Abs.1 InsO) und auch bei der 
Schlussverteilung nicht auszuzahlen , sondern zu hinterlegen ist 
(§ 198 InsO). 
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Neuerscheinung

NeuerscheinungInsolvenzen hautnah

„Wenn man etwas über die anspruchsvolle Tätigkeit 
eines Insolvenzverwalters erfahren will, hat man mit 
Prof. Dr. Mönning den denkbar besten authentischen 
Zeitzeugen, der bekanntermaßen mit herausragendem 
Fachwissen und Engagement viel bewegt hat. […] 
Die von ihm entwickelte und gelebte „Insolvenzkultur“ 
muss weiterhin aufrecht erhalten bleiben.“ 

RA Michael Mönig, FA für Insolvenzrecht

Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning ist zugelassener Rechts-
anwalt und Professor an der Fachhochschule Aachen, vor 
allem aber ist er Insolvenzverwalter. Seit mehr als 40 Jahren 
hat er als Verwalter über 3500 Konkurse und Insolvenzen 
betreut und dabei vor allem Sanierungslösungen verfolgt, 
wenn es wirtschaftlich machbar war. 

Er hat in dieser langen Zeit mit Sachkenntnis, Erfahrung, 
Durchsetzungsvermögen und menschlichem Verständnis 
rechtlich und wirtschaftlich schwierige Sachverhalte bear-
beitet, sich mit denkbar unterschiedlichsten Charakteren 
und Persönlichkeiten beschäftigt und gewährt Ihnen mit 
dem vorliegenden Werk einen tiefen Einblick in die Praxis 
eines Insolvenzverwalters mittels sogenannter Faction- 
Prosa, einer Mischung aus Fiktion und Fakten.   

Hierfür verlässt der Verfasser sein Metier als Fachbuchautor 
und nimmt Sie in 13 Episoden mit in die Tiefen unterschied-
lichster Krisenfälle und beschreibt hautnah die mannig-
faltigen Anforderungen, die ein Verwalter zu bewältigen hat. 
In überaus lesenswerter Art und Weise begleiten Sie den 
Autor in seinem Tagesgeschäft als Verwalter von der 
erfolgreichen Schatzsuche bis zur menschlichen Tragödie.

Keine Buch-Neuerscheinung mehr verpassen? Abonnieren Sie doch gerne unseren Newsletter: shop.ruw.de/newsletter

Rolf-Dieter Mönning 

Krisenfälle
Insolvenzen hautnah

2021 | ca. 300 Seiten | Broschur | € 29,90
ISBN: 978-3-8005-1787-9

Weitere Informationen
shop.ruw.de/17879  
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